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Erste Durchführungsbestimmung 
zur Preisverordnung Nr. 200 — Preisbildung 

im Posamentenmacher-Handwerk.
Vom 18. Oktober 1951

Zur Durchführung der Preisverordnung Nr. 200 
vom 16. Oktober 1951 — Verordnung über die Preis­
bildung im Posamentenmacher-Handwerk (GBl.
S. 947) wird folgendes bestimmt:

§ 1
Kalkulationsschema

Der höchstzulässige Preis für die in der Anlage zur 
Preisverordnung Nr. 200 nicht aufgeführten Leistun­
gen ist eigenverantwortlich nach folgendem Kalku­
lationsschema zu errechnen:

DM DM
a) Fertigungslöhne ................................... ............................
b) Gemeinkostenzuschlag einschl.Zu- 

schlag für Wagnis und Gewinn
auf die Fertigungslöhne ..................... . ..............................
Fertigungskosten ....... ..........................  ..................._.......

c) Materialkosten .......................... .............. ......... .
d) Zuschlag auf vom Betrieb gelie­

ferte Materialien ................. . ............................................
Preis ohne Umsatzsteuer..................v®

e) Umsatzsteuer ................................... . .
Preis.................................................... .. .............................

§ 2
Fertigungszeiten

(1) Die der Preisbildung zugrunde zu legenden 
Fertigungszeiten müssen mit den Grundsätzen spar­
samster wirtschaftlicher Betriebsleitung und des 
zweckmäßigsten Arbeitseinsatzes vereinbar sein.

(2) Bei Verwendung von Material, das vom Auf­
traggeber angeliefert und schon verarbeitet gewesen 
ist, dürfen die zur Vorrichtung dieses Materials nach­
gewiesenen Arbeitszeiten — auch bei den Regel­
leistungen — zusätzlich berechnet werden.

§ 3
Fertigungslöhne

(1) Die Fertigungszeiten, multipliziert mit den nach 
der jeweiligen Ortsklasse des zuständigen Tarifver­
trages zu zahlenden effektiven Löhnen, ergeben die 
Fertigungslöhne.

(2) Als effektiver Lohn für die Lehrlingsarbeit 
gelten die nachweisbar gezahlten, zulässigen Lehr­
lingsentgelte. Das monatliche Entgelt ist durch die 
Zahl der monatlichen Gesamtarbeitsstunden zu divi­
dieren.

(3) Für die eigenhändige produktive Mitarbeit steht 
dem Betriebsinhaber der höchste, örtlich zulässige 
Gesellenlohn zu. Als Mitarbeit des Betriebsinhabers 
gelten nicht die allgemeine Leitung und Über­
wachung der Arbeit.

§ 4
Gemeinkostenzuschlag auf die Fertigungslöhne

(1) Als Gemeinkostenzuschlag wird festgesetzt: 
55°/o auf die Löhne nach dem Stand vom 31. August 
1950. Bei Lohnerhöhungen nach dem 31. August 1950 
sind die Selbstkosten entsprechend zu senken. In 
dem vorstehenden Aufschlagsatz darf für Gewinn

und Wagnis ein Höchstsatz von 10°/o enthalten sein. 
Der genannte Gemeinkostenzuschlag kann ohne be­
sonderen Nachweis von allen Betrieben angewandt 
werden.

(2) Betriebe, die einen höheren Gemeinkostensatz 
beanspruchen, müssen bei der zuständigen Landes­
finanzdirektion — Preisbildung — den preisrechtlich 
vorgeschriebenen Kostennachweis führen. Der Ge­
meinkostenzuschlag darf den Höchstsatz von 75°/o 
einschl. Wagnis und Gewinn nicht überschreiten. 
Seine Berechnung ist erst nach Bestätigung durch 
die Landesfinanzdirektion zulässig.

(3) Die nachzuweisenden Gemeinkosten müssen 
einer sparsamen und wirtschaftlichen Betriebslei­
tung entsprechen und unterliegen der preisrecht­
lichen Verantwortung des Betriebes. Diese Betriebe 
haben alljährlich zu Beginn eines neuen Geschäfts­
jahres den Gemeinkostenzuschlag auf Grund der Er­
gebnisse des abgelaufenen Geschäftsjahres neu zu 
ermitteln und von der Landesfinanzdirektion be­
stätigen zu lassen.

§ 5
Materialkosten

(1) Für die vom Handwerksbetrieb gelieferten, tat­
sächlichen das Fertigungsstück eingegangenen Mate­
rialien ist der preisrechtlich zulässige Einstandspreis 
zuzüglich nachstehender Materialkostenzuschläge zu 
berechnen.

(2) Unter Einstandspreis ist der Einkaufspreis ab­
züglich aller Rabatte oder sonstigen Preisnachlässe, 
jedoch unter Belassung des Kassenskontos, und zu­
züglich der unmittelbaren Bezugskosten, wie Fracht, 
Porto, Zufuhr, Verpackung und Transportversiche­
rung, zu verstehen.

§ 6
Materialkostenzuschlag

(1) Als Materialkostenzuschlag einschl. Verlust und 
Abfall dürfen 15% auf den Einstandspreis berechnet 
werden.

(2) Auf das vom Kunden gelieferte Material dür­
fen keinerlei Zuschläge berechnet werden.

(3) Wird dem Kunden Fertigmaterial geliefert, 
richtet sich die Zuschlagsberechnung nach der Preis­
anordnung Nr. 244 vom 26. August 1949 über Preise 
für gewerbliche Gebrauchsgüter im Groß- und Ein­
zelhandel (ZVOB1. II S. 107) bzw. Preisverordnung 
Nr. 136 vom 20. Februar 1951 — Verordnung über 
Preise für Textilwaren (GBl. S. 139) — Berichtigung 
(GBl. 1951 S. 150).

§ 7
Mehrarbeits- und Erschwerniszuschläge

(1) Zuschläge für Mehrarbeit (Überstunden-, Sonn­
tags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge), die mit 
dem Auftraggeber vereinbart sind, dürfen mit den 
durch den jeweiligen Tarifvertrag festgelegten Pro­
zentsätzen auf die Fertigungslöhne aufgeschlagen 
werden.

(2) Derartige Aufschläge sind gegebenenfalls ge­
sondert auszuweisen. Der Auftraggeber ist vor 
Durchführung eines mit Mehrarbeitszuschlägen ver­
bundenen Auftrages auf das Entstehen dieser Mehr­
arbeitszuschläge aufmerksam zu machen.

(3) Erschwerniszuschläge, welche im Rahmen des 
jeweils gültigenTarifvertrages für besonders schmut-


